
SO-01-NEU-145 Wir investieren in Gerechtigkeit (nur neue Zeilennummerierung)

Antragsteller*in: Martin-Sebastian Abel (KV Düsseldorf)

Änderungsantrag zu SO-01-NEU

Nach Zeile 145 einfügen:

Wir stärken unsere Kommunen und investieren in unsere Infrastruktur

Gerechtigkeit bedeutet für uns, dass jede und jeder die gleiche Freiheit hat, etwas erreichen zu können
– unabhängig davon, wo die Menschen in Deutschland wohnen. Doch diese Freiheit lebt von
Voraussetzungen. Dazu gehört allem voran der Zugang zu guten öffentlichen Einrichtungen. Gerade
wer benachteiligt und arm ist, ist in besonderem Maße auf den Zugang zu guten Kitas, Schulen,
Bibliotheken, Jobcentern, Gesundheitsversorgung und einem funktionierenden öffentlichen
Personennahverkehr angewiesen.

Doch unsere Städte und Gemeinden sind sehr verschieden. Steuereinnahmen, Museen und Theater,
sanierte Schulen und intakte Quartiere sorgen in vielen Orten für eine hohe Lebensqualität. Marode
Turnhallen, geschlossene Büchereien, schimmlige Schwimmbäder und Mangelverwaltung
konzentrieren sich in anderen. Der im Grundgesetz verankerte Grundsatz der Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse kann im direkten Vergleich zwischen ausgewählten Regionen in Zweifel gezogen
werden. Hier wollen wir gegensteuern und Kommunen stärken. Unser Anspruch ist, dass Städte und
Gemeinden vor Ort die Lebensbedingungen aktiv gestalten können. Auch die aktuelle Herausforderung
der Integration von Geflüchteten verdeutlicht, dass wir die Orte stärken müssen, wo Integration
gelingen soll – vor Ort in unseren Städten und Gemeinden.

Deshalb wollen wir, dass unseren Städte und Gemeinden nicht weiter mit immer neuen Aufgaben
belastet werden, ohne dass dafür das notwendige Geld zur Verfügung gestellt wird. Wir wollen, dass
der Bund sich stärker bei den sozialen Pflichtaufgaben engagiert. Spürbare Entlastungen von
Sozialausgaben erleichtern gerade struktur- und finanzschwachen Kommunen das tägliche Handeln.
Die Einnahmen der Kommunen wollen wir mit der Weiterentwicklung der Gewerbesteuer zu einer
kommunalen Wirtschaftssteuer verlässlicher machen.

Finanzschwache Kommunen investieren bis zu einem Drittel weniger und es fällt ihnen schwerer, die
vorhandene Infrastruktur zu erhalten. Der kommunale Investitionsstau im dreistelligen
Milliardenbereich konzentriert sich auf die finanziell Gebeutelten. Wir wollen deshalb einen 
Investitionspaket für die Zukunft auf den Weg bringen, der die Auflösung des Investitionsstaus,
Gerechtigkeit und Ökologie zusammen denkt. Zusätzliche öffentliche Aufträge für unsere Wirtschaft
schaffen neue Arbeitsplätze und führen zusammen mit mehr sozialer Teilhabe zu mehr Wohlstand und
Lebensqualität. Auch für unsere Kinder, denen wir eine gute Infrastruktur hinterlassen wollen.

Mit einem fünfjährigen Schulsanierungsprogramm in Höhe von zehn Milliarden Euro wollen wir den
Investitionsstau in den Kommunen lösen und vor allem unsere Bildungsinfrastruktur verbessern. Mit
dem Grünen Wärmepaket fördern wir mit sieben Milliarden Euro jährlich die Umstellung auf
klimafreundliche Wärme. Wir investieren in nachhaltige öffentliche Mobilität: Auf dem Land
gewährleistet ein regelmäßiger Bus- und Bahnverkehr die Teilhabe am öffentlichen Leben, in den
Städten finanzieren wir sichere Radwege und einen zuverlässigen Nahverkehr.

Wir wollen den Solidaritätszuschlag ab 2019 neu ausrichten. Ziel muss sein, finanzschwache Länder
und Regionen zu unterstützen – und zwar unabhängig von Himmelsrichtungen. Damit soll der
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maroden Infrastruktur, sowie den hohen Schuldenständen und Zinslasten zahlreicher Kommunen
nachhaltig entgegengewirkt werden. Wir wollen dadurch auch eine nachhaltige Lösung für
bestehende kommunale Altschulden gewährleisten und ermöglichen so hochverschuldeten Städten
einen Neustart.

Wir schaffen bezahlbare Wohnungen

Unsere Wohnungen dürfen keine reinen Spekulationsobjekte sein. Sie sind unsere Heimat. Bezahlbares
Wohnen ist heute in vielen Städten zu einer der großen sozialen Herausforderung geworden, vor allem
für Geringverdiener*innen, Familien, Alleinerziehende oder Menschen mit geringer Rente. Immer mehr
Menschen benötigen staatliche Unterstützung, um sich ihre Wohnung überhaupt leisten zu können.
Andere werden ganz aus ihrem vertrauten Umfeld vertrieben. Es gibt zu wenig bezahlbaren und
günstigen Wohnungen. Investoren aber schauen auf eine möglichst hohe Rendite, günstigen
Wohnungen jedoch schaffen sie kaum. In den letzten zehn Jahren haben wir über eine Million
Sozialwohnungen an den freien Markt verloren, während der Bedarf stetig steigt. Immer mehr
Finanzinvestoren kontrollieren den Wohnraum in unseren Städten und setzen ihre Macht gegen die
Interessen der Mieter ein.

Wir Grüne begreifen Wohnen als Teil der Daseinsvorsorge und wollen den Negativ-Trend umkehren.
Dafür wollen wir binnen zehn Jahren eine Million dauerhaft günstige Wohnungen schaffen. Deshalb
muss der Bund zurück in die Verantwortung – mit der Wiedereinführung der
Wohnungsgemeinnützigkeit. Diese bietet Vorteile und Unterstützung für private Investoren,
kommunale Wohnungsunternehmen und Genossenschaften, die günstigen Wohnraum schaffen. Im
Gegenzug verpflichten sie sich dazu, diesen günstigen Wohnraum dauerhaft zu erhalten. Zusätzlich
fordern wir, die Mittel des Bundes für die Wohnraumförderung der Länder auf mindestens zwei
Milliarden Euro zu erhöhen.

Die Mietpreisbremse müssen wir scharf stellen, indem wir die vielen Ausnahmen streichen. Denn die
Mini-Mietpreisbremse der großen Koalition hat an explodierenden Mieten in Großstädten nichts
geändert. Sie ist lückenhaft und bietet keinen ausreichenden Schutz für Mieterinnen und Mieter. Das
Mietrecht, gedacht als Ausgleichsinstrument zwischen Mieter*innen und Vermieter, hat seine Balance
verloren. Deshalb bedarf es Änderungen, die Mieterhöhungen begrenzen, den unverschuldeten Verlust
der Wohnung verhindern und die Mietpreisbremse zu einem robusten Schutzinstrument
weiterentwickeln. Der Bund darf sich nicht länger als Immobilienspekulant betätigen, sondern soll
Liegenschaften vergünstigt abgeben, wenn das städtebaulich oder wohnungspolitisch erforderlich ist.

Wir denken als Einzige energetische Sanierungen und soziale Fragen zusammen. Durch eine
energetische Sanierung können die Heizkosten spürbar gesenkt werden, denn ein unsanierter 70er-
Jahre Bau verbraucht bis zum Dreifachen von einem Haus mit einem guten energetischen Standard.
Doch längst hat der Stillstand in der Wärmepolitik auch soziale Folgen und die warme Wohnung wird
für viele Menschen unbezahlbar.

Um die Umstellung auf klimafreundliche Wärme zu fördern, legen wir ein ambitioniertes
Investitionsprogramm auf. Ein großer Teil davon geht in die warmmietenneutrale energetische
Modernisierung von Wohnungen in Vierteln, in denen viele Menschen mit kleinen Einkommen
wohnen. Außerdem unterstützen wir durch dieses Grüne Wärmepaket weitere Energiesparmaßnahmen
und den Einsatz von erneuerbarer Wärme. So schaffen wir faire Wärme und gute Jobs.

Energetische Modernisierungen müssen sozialverträglich erfolgen. Mieterinnen und Mieter dürfen
nicht durch Luxussanierungen verdrängt werden. Deshalb wollen wir die sogenannte 
Modernisierungsumlage, die es Vermietern erlaubt, die Kosten einer Sanierung auf ewig auf die Mieter
umzulegen, deutlich kappen. So wird vermieden, dass energetische Sanierungen als Preistreiber
missbraucht werden können.
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Das Wohngeld wollen wir als ein der Grundsicherung und Sozialhilfe vorgelagertes System stärken.
Zudem wollen wir es um ein Klimawohngeld ergänzen, das Mieter*innen zusätzlich unterstützt, die in
klimafreundlichen Häusern wohnen. Außerdem fordern wir seit Jahren eine automatische Anpassung
des Wohngeldes, das sich an der Preissteigerung orientiert. Wir prüfen die Möglichkeit, den
Vermögensaufbau, Wohnungseigentum und die Altersvorsorge von Menschen mit wenig Einkommen
durch Teilhabe an Genossenschaften oder Bauvereinen zu unterstützen.

Wir wollen, dass große Wohnungsgesellschaften und Investoren nicht länger die Grunderwerbsteuer
umgehen können, während der Käufer eines Eigenheims diese voll bezahlen muss. Deshalb schaffen
wir die steuerliche Privilegierung von Share Deals in ihrer bisherigen Form ab.

Von Zeile 473 bis 570 löschen:

Wir stärken unsere Kommunen und investieren in unsere Infrastruktur

Gerechtigkeit bedeutet für uns, dass jede und jeder die gleiche Freiheit hat, etwas erreichen zu können
– unabhängig davon, wo die Menschen in Deutschland wohnen. Doch diese Freiheit lebt von
Voraussetzungen. Dazu gehört allem voran der Zugang zu guten öffentlichen Einrichtungen. Gerade
wer benachteiligt und arm ist, ist in besonderem Maße auf den Zugang zu guten Kitas, Schulen,
Bibliotheken, Jobcentern, Gesundheitsversorgung und einem funktionierenden öffentlichen
Personennahverkehr angewiesen.

Doch unsere Städte und Gemeinden sind sehr verschieden. Steuereinnahmen, Museen und Theater,
sanierte Schulen und intakte Quartiere sorgen in vielen Orten für eine hohe Lebensqualität. Marode
Turnhallen, geschlossene Büchereien, schimmlige Schwimmbäder und Mangelverwaltung
konzentrieren sich in anderen. Der im Grundgesetz verankerte Grundsatz der Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse kann im direkten Vergleich zwischen ausgewählten Regionen in Zweifel gezogen
werden. Hier wollen wir gegensteuern und Kommunen stärken. Unser Anspruch ist, dass Städte und
Gemeinden vor Ort die Lebensbedingungen aktiv gestalten können. Auch die aktuelle Herausforderung
der Integration von Geflüchteten verdeutlicht, dass wir die Orte stärken müssen, wo Integration
gelingen soll – vor Ort in unseren Städten und Gemeinden.

Deshalb wollen wir, dass unseren Städte und Gemeinden nicht weiter mit immer neuen Aufgaben
belastet werden, ohne dass dafür das notwendige Geld zur Verfügung gestellt wird. Wir wollen, dass
der Bund sich stärker bei den sozialen Pflichtaufgaben engagiert. Spürbare Entlastungen von
Sozialausgaben erleichtern gerade struktur- und finanzschwachen Kommunen das tägliche Handeln.
Die Einnahmen der Kommunen wollen wir mit der Weiterentwicklung der Gewerbesteuer zu einer
kommunalen Wirtschaftssteuer verlässlicher machen.

Finanzschwache Kommunen investieren bis zu einem Drittel weniger und es fällt ihnen schwerer, die
vorhandene Infrastruktur zu erhalten. Der kommunale Investitionsstau im dreistelligen
Milliardenbereich konzentriert sich auf die finanziell Gebeutelten. Wir wollen deshalb einen 
Investitionspaket für die Zukunft auf den Weg bringen, der die Auflösung des Investitionsstaus,
Gerechtigkeit und Ökologie zusammen denkt. Zusätzliche öffentliche Aufträge für unsere Wirtschaft
schaffen neue Arbeitsplätze und führen zusammen mit mehr sozialer Teilhabe zu mehr Wohlstand und
Lebensqualität. Auch für unsere Kinder, denen wir eine gute Infrastruktur hinterlassen wollen.

Mit einem fünfjährigen Schulsanierungsprogramm in Höhe von zehn Milliarden Euro wollen wir den
Investitionsstau in den Kommunen lösen und vor allem unsere Bildungsinfrastruktur verbessern. Mit
dem Grünen Wärmepaket fördern wir mit sieben Milliarden Euro jährlich die Umstellung auf
klimafreundliche Wärme. Wir investieren in nachhaltige öffentliche Mobilität: Auf dem Land
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gewährleistet ein regelmäßiger Bus- und Bahnverkehr die Teilhabe am öffentlichen Leben, in den
Städten finanzieren wir sichere Radwege und einen zuverlässigen Nahverkehr.

Wir wollen den Solidaritätszuschlag ab 2019 neu ausrichten. Ziel muss sein, finanzschwache Länder
und Regionen zu unterstützen – und zwar unabhängig von Himmelsrichtungen. Damit soll der
maroden Infrastruktur, sowie den hohen Schuldenständen und Zinslasten zahlreicher Kommunen
nachhaltig entgegengewirkt werden. Wir wollen dadurch auch eine nachhaltige Lösung für
bestehende kommunale Altschulden gewährleisten und ermöglichen so hochverschuldeten Städten
einen Neustart.

Wir schaffen bezahlbare Wohnungen

Unsere Wohnungen dürfen keine reinen Spekulationsobjekte sein. Sie sind unsere Heimat. Bezahlbares
Wohnen ist heute in vielen Städten zu einer der großen sozialen Herausforderung geworden, vor allem
für Geringverdiener*innen, Familien, Alleinerziehende oder Menschen mit geringer Rente. Immer mehr
Menschen benötigen staatliche Unterstützung, um sich ihre Wohnung überhaupt leisten zu können.
Andere werden ganz aus ihrem vertrauten Umfeld vertrieben. Es gibt zu wenig bezahlbaren und
günstigen Wohnungen. Investoren aber schauen auf eine möglichst hohe Rendite, günstigen
Wohnungen jedoch schaffen sie kaum. In den letzten zehn Jahren haben wir über eine Million
Sozialwohnungen an den freien Markt verloren, während der Bedarf stetig steigt. Immer mehr
Finanzinvestoren kontrollieren den Wohnraum in unseren Städten und setzen ihre Macht gegen die
Interessen der Mieter ein.

Wir Grüne begreifen Wohnen als Teil der Daseinsvorsorge und wollen den Negativ-Trend umkehren.
Dafür wollen wir binnen zehn Jahren eine Million dauerhaft günstige Wohnungen schaffen. Deshalb
muss der Bund zurück in die Verantwortung – mit der Wiedereinführung der
Wohnungsgemeinnützigkeit. Diese bietet Vorteile und Unterstützung für private Investoren,
kommunale Wohnungsunternehmen und Genossenschaften, die günstigen Wohnraum schaffen. Im
Gegenzug verpflichten sie sich dazu, diesen günstigen Wohnraum dauerhaft zu erhalten. Zusätzlich
fordern wir, die Mittel des Bundes für die Wohnraumförderung der Länder auf mindestens zwei
Milliarden Euro zu erhöhen.

Die Mietpreisbremse müssen wir scharf stellen, indem wir die vielen Ausnahmen streichen. Denn die
Mini-Mietpreisbremse der großen Koalition hat an explodierenden Mieten in Großstädten nichts
geändert. Sie ist lückenhaft und bietet keinen ausreichenden Schutz für Mieterinnen und Mieter. Das
Mietrecht, gedacht als Ausgleichsinstrument zwischen Mieter*innen und Vermieter, hat seine Balance
verloren. Deshalb bedarf es Änderungen, die Mieterhöhungen begrenzen, den unverschuldeten Verlust
der Wohnung verhindern und die Mietpreisbremse zu einem robusten Schutzinstrument
weiterentwickeln. Der Bund darf sich nicht länger als Immobilienspekulant betätigen, sondern soll
Liegenschaften vergünstigt abgeben, wenn das städtebaulich oder wohnungspolitisch erforderlich ist.

Wir denken als Einzige energetische Sanierungen und soziale Fragen zusammen. Durch eine
energetische Sanierung können die Heizkosten spürbar gesenkt werden, denn ein unsanierter 70er-
Jahre Bau verbraucht bis zum Dreifachen von einem Haus mit einem guten energetischen Standard.
Doch längst hat der Stillstand in der Wärmepolitik auch soziale Folgen und die warme Wohnung wird
für viele Menschen unbezahlbar.

Um die Umstellung auf klimafreundliche Wärme zu fördern, legen wir ein ambitioniertes
Investitionsprogramm auf. Ein großer Teil davon geht in die warmmietenneutrale energetische
Modernisierung von Wohnungen in Vierteln, in denen viele Menschen mit kleinen Einkommen
wohnen. Außerdem unterstützen wir durch dieses Grüne Wärmepaket weitere Energiesparmaßnahmen
und den Einsatz von erneuerbarer Wärme. So schaffen wir faire Wärme und gute Jobs.
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Energetische Modernisierungen müssen sozialverträglich erfolgen. Mieterinnen und Mieter dürfen
nicht durch Luxussanierungen verdrängt werden. Deshalb wollen wir die sogenannte 
Modernisierungsumlage, die es Vermietern erlaubt, die Kosten einer Sanierung auf ewig auf die Mieter
umzulegen, deutlich kappen. So wird vermieden, dass energetische Sanierungen als Preistreiber
missbraucht werden können.

Das Wohngeld wollen wir als ein der Grundsicherung und Sozialhilfe vorgelagertes System stärken.
Zudem wollen wir es um ein Klimawohngeld ergänzen, das Mieter*innen zusätzlich unterstützt, die in
klimafreundlichen Häusern wohnen. Außerdem fordern wir seit Jahren eine automatische Anpassung
des Wohngeldes, das sich an der Preissteigerung orientiert. Wir prüfen die Möglichkeit, den
Vermögensaufbau, Wohnungseigentum und die Altersvorsorge von Menschen mit wenig Einkommen
durch Teilhabe an Genossenschaften oder Bauvereinen zu unterstützen.

Wir wollen, dass große Wohnungsgesellschaften und Investoren nicht länger die Grunderwerbsteuer
umgehen können, während der Käufer eines Eigenheims diese voll bezahlen muss. Deshalb schaffen
wir die steuerliche Privilegierung von Share Deals in ihrer bisherigen Form ab.

Begründung

Die beiden Kapitel „Wir stärken unsere Kommunen und investieren in unsere Infrastruktur“ und „Wir
schaffen bezahlbare Wohnungen“ sollen jeweils nach oben verschoben werden, so dass sie nach dem
Bildungskapitel als zweiter und dritter Schwerpunkt kommen. Die Gerechtigkeitsumfrage unter
unseren Mitgliedern hat gezeigt, dass es eine Mehrheit bei den GRÜNEN gibt, die den öffentlichen
Institutionen in den Kommunen, eine herausgehobene Rolle bei der Schaffung einer gerechteren
Gesellschaft zusprechen. Außerdem wurde in der Umfrage deutlich, dass die vielerorts stark
steigenden Mieten und damit verbunden Auswirkungen auf die Lebensräume in unseren Kommunen,
für die Mitglieder eine der zentralen aktuellen Gerechtigkeitsfragen ist. Außerdem wird durch die
Verschiebung der beiden Kapitel die Stringenz im hinteren Teil des Antrags erhöht, da so die Kapitel zu
Arbeit, Grundsicherung und Bürgerversicherungen direkt hintereinander folgen.

Weitere Antragsteller*innen

Erhard Demmer (KV Rhein-Kreiss Neuss); Arndt Klocke (KV Köln); Sigrid Beer (KV Paderborn); Mona
Neubaur (KV Düsseldorf); Jonaus Paul (KV Aachen); Michael Merkel (KV Bochum); Klaus Groth (KV
Rhein-Erft); Gudrun Zentis (KV Düren); Dr. Richard Ralfs (KV Rhein-Sieg); Jutta Velte (KV Remscheid);
Claudius Rafflenbeul-Schaub (KV Düsseldorf); Wiebke Stange (KV Düsseldorf); Nyke Slawik (KV
Düsseldorf); David Schichel (KV Remscheid); Tilmann Holzer (KV Berlin-Mitte); Can Erdal (KV
Gütersloh); Samuel Olbermann (KV Düsseldorf); Dr. Ophelia Nick (KV Mettmann); Sebastian Schäfer (KV
Stuttgart)
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